Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung der 
Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters und 
des Krankengymnasten 
— Drucksache 10/1729 — 


A. Problem 

Durch das Änderungsgesetz sollen die institutionellen Mög- 
lichkeiten zur Ableistung der praktischen Tätigkeit (Berufs- 
praktikum) im Rahmen der Ausbildung der Masseure, Mas- 
seure und medizinischen Bademeister und Krankengymna- 
sten kurzfristig erweitert werden. Die Einbeziehung weiterer 
geeigneter Einrichtungen in die praktische Ausbildung ist in 
Anbetracht der starken Nachfrage nach Praktikantenstellen 
und der nur begrenzten Aufnahmemöglichkeiten der gegen- 
wärtig gesetzlich zugelassenen Einrichtungen dringend not- 
wendig. 

B. Lösung 

Änderung der §§ 10 und 11 des Gesetzes über die Ausübung 
der Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen 
Bademeisters und des Krankengymnasten vom 21. Dezember 
1958 (BGBl. I S. 985), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Ge- 
setzes vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 645), mit der Maßgabe, daß 
die praktische Tätigkeit nicht ausschließlich an Krankenan- 
stalten und medizinischen Badeanstalten, sondern auch antei- 
lig an anderen hierzu geeigneten Einrichtungen, in denen Pa- 
tienten krankengymnastisch oder mit medizinischer Massage 
behandelt werden, abgeleistet werden kann. 
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C. Alternativen 

Die sich anbietende und von den Ländern langfristig gefor- 
derte Alternative, die praktische Tätigkeit in die jeweilige 
lehrgangsmäßige Ausbildung einzubeziehen, würde eine No- 
vellierung des gesamten Berufsrechts (Gesetz und Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung) der Masseure, Masseure und 
medizinischen Bademeister und Krankengymnasten voraus- 
setzen, eine Maßnahme, die zur Zeit vorbereitet wird, aber in 
unmittelbarer Zukunft nicht zu realisieren ist. 


D. Kosten 

Der Bund wird durch das Gesetz mit Kosten nicht belastet Ob 
und in welcher Höhe den Ländern Kosten entstehen, hängt 
davon ab, in welchem Umfang öffentliche Einrichtungen nach 
den festgesetzten Kriterien für die Ableistung der praktischen 
Tätigkeit in Frage kommen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1729 — mit der Maßgabe, daß 

1. die Einleitung folgende Fassung erhält: 

„Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:“, 

2. Artikel 3 folgende Fassung erhält: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Es tritt am 
31. Dezember 1986 außer Kraft.“, 

im übrigen unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 29. März 1985 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Dr. Hoffacker Jaunich 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Jaunich 


Der Deutsche Bundestag hat den vom Bundesrat 
eingebrachten Gesetzentwurf in seiner 89. Sitzung 
am 5. Oktober 1984 an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit federführend und an den 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft zur Mitbe- 
ratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat in 
seiner Stellungnahme vom 13. März 1985 mit Mehr- 
heit bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
empfohlen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. Er 
betonte jedoch die Notwendigkeit einer umfassen- 
deren Regelung, die die jetzt zu beschließende 
Übergangsregelung ablösen soll. 

Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat den Gesetzentwurf in seiner 
38. Sitzung am 6. Februar 1985 und in seiner 43. Sit- 
zung am 27. März 1985 beraten. Er hat einstimmig 
empfohlen, den Gesetzentwurf mit den in der Be- 
schlußempfehlung genannten Änderungen anzu- 
nehmen. 

Mit dem Gesetzentwurf sollen, wie im einzelnen der 
Begründung des Bundesrates in Drucksache 10/ 
1729 zu entnehmen ist, die institutionellen Möglich- 
keiten des für die Ausbildung zu den in Frage ste- 
henden Berufen vorgeschriebenen Praktikums 
kurzfristig erweitert werden. Dabei gehen alle Be- 
teiligten davon aus, daß möglichst bald eine umfas- 
sende Neuregelung des Zugangsrechts zu den ge- 
nannten Berufen verwirklicht wird, daß sich dies 
aber in unmittelbarer Zukunft noch nicht wird er- 
reichen lassen. Auch bei den Beratungen im feder- 


führenden Ausschuß wurde — wie schon bei der 
Diskussion im Bundesrat und seinen Ausschüssen 
— die Frage erörtert, ob angesichts der vorgesehe- 
nen Gesamtreform, deren Vorbereitungen bei der 
Bundesregierung schon weit vorangetrieben sind, 
die Vorabregelung eines Teilproblems sinnvoll sei. 
Der Ausschuß hat dies schließlich einmütig bejaht, 
weil die vorgeschlagene Regelung dazu beitragen 
kann, gravierende Engpässe bei der praktischen 
Ausbildung zu entschärfen oder zu beseitigen und 
die Ausbildungsplatzsituation in dem erwähnten 
Bereich insgesamt zu entspannen. Der Ausschuß 
vertrat jedoch die Auffassung, daß mit Nachdruck 
auf eine baldige Verwirklichung der angesproche- 
nen Gesamtreform hingewirkt werden muß. Er 
schlägt deshalb vor, die mit vorliegendem Gesetz- 
entwurf vorgeschlagene Teilregelung bis zum 
31. Dezember 1986 zu befristen. Hierdurch würde 
nach Auffassung des Ausschusses nicht nur die 
Bundesregierung zur schnellen Vorlage eines ent- 
sprechenden Entwurfs angehalten werden, sondern 
sich auch der Gesetzgeber selbst in die Pflicht zu 
einer zügigen Beratung und Verabschiedung der 
kommenden Gesamtnovellierung nehmen. 

Die Änderung der Einleitungsformel schlägt der 
Ausschuß vor, weil er eine Zustimmung des Bun- 
desrates nicht für erforderlich hält. Der Gesetzent- 
wurf enthält Regelungen des materiellen Verwal- 
tungsrechts, die auch unter dem Gesichtspunkt der 
„Doppelgesichtigkeit“ (BVerfGE 55, 274/321) keine 
verfahrensregelnde Bedeutung im Sinne des Arti- 
kels 84 Abs. 1 des Grundgesetzes besitzen. 


Bonn, den 29. März 1985 


Jaunich 

Berichterstatter 
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